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73. Gesetz: Abgabenrechtliche Strafbestimmungen; Änderung. 
7 4. Gesetz: Wiener Krankenanstaltengesetz 198 7; Änderung. 

73. 

Gesetz vom 27. November 1990, mit dem das 
Gesetz vom 26. Juni 1990, mit dem abgaben­
rechtliche Strafbestimmungen geändert wer­
den, sowie abgabenrechtliche Strafbestimmun-

gen geändert werden 

Der Wiener Landtag hat beschlössen: 

Artikel 1 

Das Gesetz vom 26. Juni 1990, mit dem 
abgabenrechtliche Strafbestimmungen geändert 
werden, LGBI. für Wien Nr. 44, wird wie folgt 
geändert: 

1. Die jeweilige Z 2 der Art. 1 bis XIII und XV 
bis XVII sowie die jeweilige Z 3 der Art. XIV 
und XVIII entfallen. 

2. Art. XIX entfällt. 

Artikel II 

Das Wiener Ankündigungsabgabegesetz 1983, 
LGBI. für Wien Nr. 19, zuletzt geändert durch das 
Gesetz LGBI. für Wien Nr. 44/1990, wird wie folgt 
geändert: 

§ 11 Abs. 1 hat zu lauten: 

„(1) Handlungen oder Unterlassungen, durch 
welche die Abgabe mit einem Betrag von höchstens 
300 000 S verkürzt wird, sind als V erwaltungsüber­
tretungen mit Geldstrafen bis 600 000 S zu 
bestrafen; für den Fall der Uneinbringlichkeit der 
Geldstrafe ist eine Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs 
Wochen festzusetzen. Handlungen oder Unterlas­
sungen, durch welche die Abgabe mit einem Betrag 
von mehr als 300 000 S fahrlässig oder vorsätzlich 
verkürzt wird, sind vom Gericht als Finanzvergehen 
mit Freiheitsstrafen bis zu neun Monaten oder mit 
Geldstrafen bis zum Zweifachen des Verkürzungs­
betrages zu bestrafen; für den Fall der Uneinbring­
lichkeit der Geldstrafe ist eine Ersatzfreiheitsstrafe 
bis zu sechs Monaten festzusetzen." 

Artikel III 

Das Wiener Anzeigenabgabegesetz 1983, LGBI. 
für Wien Nr. 22, zuletzt geändert durch das Gesetz 
LGBI. für Wien Nr. 44/1990, wird wie folgt 
geändert: 

4 

§ 9 Abs. 1 hat zu lauten: 

„(1) Handlungen oder Unterlassungen, durch 
welche die Abgabe mit einem Betrag von höchstens 
300 000 S verkürzt wird, sind als V erwaltungsüber­
tretungen mit Geldstrafen bis 600 000 S zu 
bestrafen; für den Fall der Uneinbringlichkeit der 
Geldstrafe ist eine Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs 
Wochen festzusetzen. Handlungen oder Unterlas­
sungen, durch welche die Abgabe mit einem Betrag 
von mehr als 300 000 S fahrlässig oder vorsätzlich 
verkürzt wird, sind vom Gericht als Finanzvergehen 
mit Freiheitsstrafen bis zu neun Monaten oder mit 
Geldstrafen bis zum Zweifachen des V erkürzungs­
betrages zu bestrafen; für den Fall der Uneinbring­
lichkeit der Geldstrafe ist eine Ersatzfreiheitsstrafe 
bis zu sechs Monaten festzusetzen." 

Artikel IV 

Das Gesetz über die Einhebung einer Dienstge­
berabgabe, LGBL. für Wien Nr. 17/1970, zuletzt 
geändert durch das Gesetz LGBI. für Wien 
Nr. 44/1990, wird wie folgt geändert: 

§ 8 Abs. 1 hat zu lauten: 

„(1) Handlungen oder Unterlassungen, durch 
welche die Abgabe verkürzt wird, sind als 
Verwaltungsübertretungen mit Geldstrafen bis 
300 000 S zu bestrafen; für den Fall der Uneinbring­
lichkeit der Geldstrafe ist eine Ersatzfreiheitsstrafe 
bis zu sechs Wochen festzusetzen." 

Artikel V 

Das Wiener Fremdenverkehrsförderungsgesetz, 
LGBI. für Wien Nr. 13/1955, zuletzt geändert 
durch das Gesetz LGBI. für Wien Nr. 44/ 1990, wird 
wie folgt geändert: 

§ 20 Abs. 1 hat zu lauten: 

„(1) Handlungen oder Unterlassungen, durch 
welche die Abgabe verkürzt wird, sind als 
Verwaltungsübertretungen mit Geldstrafen bis 
300 000 S zu bestrafen; für den Fall der Uneinbring­
lichkeit der Geldstrafe ist eine Ersatzfreiheitsstrafe 
bis zu sechs Wochen festzusetzen." 

Artikel VI 

Das Wiener Garagengesetz, LGBI. für Wien 
Nr. 22/ 19 5 7, zuletzt geändert durch das Gesetz 

66 








